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Endfassung / Verhandlungsergebnis der

Koalitionsvereinbarung SPD – FWG – FDP

im Kreistag Groß-Gerau – Legislaturperiode 2006 - 2011

Unterschrieben am 04.05.2006
Kreis Groß-Gerau – Zukunftsregion mit 

wirtschaftlicher Stärke, Bildungschancen und Lebensqualität

Der Kreis Groß-Gerau hat in vergleichenden Studien wiederholt hohe Bewertungen für die sehr hohen Zukunftschancen und seine Zukunftsfähigkeit erhalten und führt damit vor allen hessischen Flächenkreisen. In unserem Kreis verbinden sich eine hohe Wirtschaftskraft, eine hervorragende Infrastruktur, Beschäftigungsdynamik insbesondere in Forschung und Entwicklung mit einer modernen Schullandschaft, einer hohen Wohnqualität und einer Vielfalt an naturnahen und kulturellen Freizeitangeboten. 

Die Koalition von SPD, FDP und FWG im Kreistag Groß-Gerau setzt sich für ihre Zusammenarbeit in der Legislatur 2006 bis 2011 zum Ziel, diese positive Entwicklung unseres Kreises fortzuführen und die bei uns erreichte Balance zwischen Produktivität und Lebensqualität zu erhalten. Wir wollen gemeinsam eine nachhaltige, zukunftsorientierte Politik für unseren Kreis und seine Menschen gestalten und dabei in besonderer Weise Verantwortung für alle Generationen und Menschen unterschiedlicher Herkunft, für Kranke und Behinderte, für Kinder und Familien, für Beschäftigte und Arbeitssuchende, für selbständige Handwerks- und Gewerbetreibende und Wirtschaftsunternehmen im Kreis tragen.

Bei allem, was wir für die Zukunft planen, geht an der Feststellung kein Weg vorbei, dass die finanziellen Rahmenbedingungen für die Kommunalpolitik in den vergangenen Jahren für fast alle Gemeinden und insbesondere für fast alle hessischen Landkreise mehr als schwierig geworden sind. Auch der Kreis Groß-Gerau sieht sich aufgrund negativer äußerer Faktoren (steigende Sozialausgaben, zurückgehende Einnahmen, zusätzliche Aufgaben und Einschnitte von Land und Bund) vor eine angespannte Haushaltslage gestellt. Die Fortsetzung einer sparsamen Haushaltsführung und einer beständigen Aufgabenkritik, wie der Kreis effizient und zielgenau mit seinen finanziellen Mitteln umgeht, bleibt deshalb eine der Kernaufgaben für die kommenden Jahre. Wir sind einig in der Forderung, dass wir endlich eine grundlegende Gemeindefinanzreform brauchen, die die Einnahmeseite der Kommunen verstetigt. Und wir wenden uns gegen die Übernahme neuer Aufgaben des Landes und des Bundes ohne ausreichende Kostendeckung.

Auch unter den schwieriger gewordenen finanziellen Rahmenbedingungen wollen wir trotzdem die Zukunft unseres Kreises positiv gestalten und setzen deshalb in diesem Koalitionsvertrag und in unserer Zusammenarbeit für die kommenden fünf Jahre folgende Schwerpunkte:

· Förderung der Bildungs- und Zukunftschancen junger Menschen

· Stärkung von Beschäftigung, Ausbildung und Wirtschaftskraft

· Sicherung von sozialer Verantwortung und Teilhabe

· Regionale Stärke, bürgernahe Verwaltung, solide Finanzen

· Erhaltung & Förderung von Ehrenamt, Lebensqualität und Nachhaltigkeit

A. Förderung der Bildungs- und Zukunftschancen junger Menschen

1. Die Koalition tritt für ein nachfrage- und bedarfsorientiertes Schulsystem ein, das die Bildungschancen junger Menschen fördert und ihre Persönlichkeit und Entwicklung stärkt. Deshalb setzen wir auf den weiteren Ausbau ganztägiger Schulangebote vor allem in sozialen Brennpunkten und fordern vom Land entsprechende Unterstützung bei der Ausstattung mit Lehrkräften. 

2. Die flächendeckende Einführung der Schulsozialarbeit („Netzwerk Schulgemeinde“) und Projekte zur Öffnung der Schulen sind weitere wesentliche Bausteine, die wir weiter vorantreiben wollen. So werden in den kommenden Jahren auch an den beiden Berufsschulen neue Kooperationsmodelle im Rahmen des „Netzwerk Schulgemeinde“ geschaffen. Perspektivisch wollen wir – sofern die finanziellen Möglichkeiten bestehen – darüber hinaus einen besonderen Schwerpunkt auf soziale Brennpunkte legen und das Angebot in Zukunft auch an den Grund- und Sonderschulen verwirklichen. 

3. Die Koalition will die Fortsetzung des begonnenen Projektes „Netzwerk Schulgemeinde“ als Einrichtung der Jugendhilfe. Die gute Zusammenarbeit der Schulen mit den Gemeinden, den örtlichen Vereinen, mit Handwerk und Gewerbe und den sozialen Organisationen soll dabei fortgesetzt werden.

4. Das bisherige Schulmodernisierungs- und Sanierungsprogramm wird – auch angesichts knapper Finanzmittel – in dieser Legislaturperiode abgeschlossen. Dabei kann das PPP-Modell für die Realisierung von Baumaßnahmen weiter eine Option sein. Entsprechende Grundsatzbeschlüsse zu den noch ausstehenden Schulen wollen wir noch in diesem Jahr im Kreistag verabschieden. An den Sanierungsplanungen sind die Schulgemeinden zu beteiligen. Bei den Planungen sind die Räumlichkeiten für zu schaffende Ganztagsangebote zu berücksichtigen. Für die Sanierung der Schulhöfe ist eine Prioritätenliste zu beginnen. Außerdem streben wir nach Einführung der Doppik wieder die Bildung einer Rückstellung im Haushalt für die Bauunterhaltung an und wollen eine Neuorganisation des Facility Managements (Eigenbetrieb oder ggf. Teil-/Fremdvergabe) prüfen.

5. In Zusammenarbeit mit den Schulen werden wir deren Eigenverantwortlichkeit stärken. Wir wollen eine Evaluation des Pilotversuches „Schule gemeinsam verbessern“, um das zentrale Ziel zu erreichen, allen Schülerinnen und Schülern die bestmögliche Förderung für das Erreichen eines qualifizierten Schulabschlusses zu bieten.

6. Die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Kindertagesstätten und Grundschulen, aber auch zwischen Grundschulen und Sekundarstufe I ist uns ein Anliegen, das wir in der nächsten Legislaturperiode unter dem Ziel „Lernchancen von Anfang an verbessern“ angehen wollen. 

7. Der Ausbau der Kinderbetreuungsangebote für 0-3 jährige ist zwischen dem Kreis und den Kommunen vereinbart und wird nun in den nächsten Jahren Schritt für Schritt realisiert. Entwicklungschancen sehen wir in diesem Bereich jedoch auch in qualitativer Hinsicht: Bei der weiteren Einführung des Projektes „Frühe Hilfen in Regeleinrichtungen“, mit dem ErzieherInnen im Umgang mit verhaltensauffälligen Kindern durch die Erziehungsberatung gestärkt werden, und bei der besonderen sprachlichen Förderung von Vorschulkindern mit Migrationshintergrund wird der Kreis die Städte und Gemeinden beratend unterstützen. Integration setzt gute Sprachkenntnisse voraus.

8. Wir wollen mit dem Kreis im Rahmen des „Bündnisses für Familie“ in der bewährten kooperativen Art gemeinsam mit den Städten und Gemeinden neue Mütter und Väter durch wichtige Informationen über Kindererziehung und über Angebote zur Unterstützung der Familie in der Kommune und der Region helfen. Mit der neuen Ausrichtung der Mutterberatung des Gesundheitsamtes soll für junge Mütter mit sozialen Risiken eine gezielte aufsuchende Beratung ermöglicht werden. 

9. Der Kreis wird auch die Erprobung des hessischen Bildungs- und Erziehungsplanes an den drei Standorten intensiv begleiten. Hier soll neben der gezielten Förderung der Kinder auch der Übergang und die Zusammenarbeit zwischen Kita und Grundschule verbessert werden. Wir fordern auch hier das Land auf, die Kommunen bei der Umsetzung dieses wichtigen Entwicklungsvorhabens, mindestens analog zu der Förderung des Landes Bayern, auch in Hessen zu unterstützen.

10. Die Koalition will die Nutzung moderner Medien und damit den Erwerb von Medienkompetenz weiter verstärkt fördern und wird mit seinem Vorhaben „Schule@Zukunft“ seine Schulen weiter Zug um Zug mit modernen PC-Arbeitsplätzen ausstatten. 

11. Wir wollen dafür Sorge tragen, dass das differenzierte und vielfältige Bildungsangebot im Kreis Groß-Gerau mit hohen Qualitätsstandards erhalten bleibt. Neueste Studien (PISA und UNESCO) haben gezeigt, dass vor allem die frühe Separierung von Schülerinnen und Schülern eine Hauptursache der deutschen Bildungsmisere ist. Die Koalition unterstützt deshalb weiterhin die Förderung der Gesamtschulen. Möglichen Schulschließungen durch das Land erteilen wir eine Absage.

12. Die Koalition will den offenen Dialog und die verantwortliche Teilnahme der jungen Generation in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Wir wollen konkrete Projekte und Möglichkeiten der gesellschaftlichen Partizipation entwickeln und zur Teilnahme auffordern. Da wir die demokratische Beteiligung der betroffenen Gruppen organisieren wollen, werden wir auch weiterhin die Schülervertretungen, Vereinsringe, Jugendvertreter, Jugendparlamente etc. in die Entwicklung der Projekte mit einbeziehen.

13. Wir sehen eine besondere Verantwortung der Politik der Koalition für die Ausbildungs- und Berufschancen der jungen Menschen. Die Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen ist ein wesentlicher Teil unserer sozialen Verantwortung für die Menschen in unserem Kreis. Deshalb werden wir dafür eintreten, dass die Ausbildungsoffensive des Kreises und die Arbeit des Ausbildungsverbundes Metall zur Verbesserung des Übergangs von der Schule in den Beruf und zur Sicherung der Einstiegschancen auch von benachteiligten jungen Menschen weiter fortgesetzt wird. Außerdem wollen wir ein Pilotprojekt anregen, mit dem Auszubildende aus dem Ausbildungsverbund des Kreises und der Städte und Gemeinden in Zusammenarbeit mit den Wirtschaftskammern auch für eine zusätzliche Qualifizierung und Vermittlung - über die öffentliche Verwaltung hinaus – befähigt werden.

B. Stärkung von Beschäftigung, Ausbildung und Wirtschaftskraft

1. Der Kreis Groß-Gerau ist ein attraktiver, aufgeschlossener und innovationsfreudiger Gewerbe-, Dienstleistungs-, Wirtschafts- und Industriestandort. Deshalb setzen wir auf eine Verstärkung des Kreismarketing und wollen darüber hinaus aktiv in der global agierenden „Standortmarketing Frankfurt – Rhein-Main“ sowie weiterhin auch in Projekten in der Region Starkenburg zur Wirtschaftsförderung mitarbeiten.
2. Die Sicherung und der weitere Ausbau des Industrie- und Gewerbestandortes Kreis GG und die damit zu erzielende Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen gehört zu den vordringlichsten Zielen der Koalition. Dies wird mit der Weiterentwicklung der Stabsstelle „Wirtschaftsförderung“ zielgerichtet umgesetzt. Dabei sind die Kommunen bei der Ausweisung, der Entwicklung und des Ausbaus von Gewerbeflächen beratend zu unterstützen.

3. Die aktive Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik soll nach dem Willen der Koalition in allen Bereichen fortgeführt werden. Im Mittelpunkt aller Maßnahmen der Koalition steht das Ziel, für Männer und Frauen einen eigenen, Existenz sichernden Arbeitsplatz zu gewährleisten und die Attraktivität für Wohnen und Freizeit zu fördern. Dies ist nur möglich durch eine Verknüpfung von Arbeitsmarkt-, Umwelt- und Strukturpolitik, Regional- und Verkehrsplanung.

4. Die Koalition versteht sich als Partner der Betriebe. Wir wollen mit der Abteilung Wirtschaftsförderung den Dialog zwischen den Akteuren organisieren, fachliche Kompetenz zur Verfügung stellen, die Ansiedlung von Betrieben unterstützen und koordinieren und Impuls gebende Projekte initiieren. Standortvorsorge vorhandener Betriebe und die Neuansiedlung aus Wachstums- und Zukunftsbranchen sind wichtiges Ziel der Strukturpolitik der Koalition.

5. Der Kreis wird mit seinen Tätigkeiten grundsätzlich nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern treten, sondern diese fördern.

6. Wir unterstützen die Kooperation benachbarter Kommunen für die Verabredung von Planungsgemeinschaften und Ansiedlungsrichtlinien, die klare und verlässliche Vorgaben zur Flächenbewirtschaftung machen. Der Standortatlas ist fortzuschreiben.

7. Das Technologie-, Innovations- und GründerInnenzentrum in Ginsheim-Gustavsburg und in Rüsselsheim soll nach dem Willen der Koalition unter Beibehaltung des bisherigen Haushaltsansatzes erhalten werden. Gleichzeitig wird eine effizientere Immobilienverwaltung angestrebt.

8. Wir werben weiter in den Betrieben für eine Erhöhung der Zahl der Ausbildungsplätze und fordern die Organisation eines regionalen Ausbildungspaktes. Bei der Auswahl von eingegangenen Angeboten bei Ausschreibungen des Kreises kann als ein Vergabekriterium die Bereitstellung von Ausbildungsplätzen im Unternehmen eine Rolle spielen, wenn Preis und Qualität vergleichbar sind.

9. Aus- und Weiterbildung müssen sich auf die Erfordernisse des sich rasant verändernden Arbeitsmarktes einstellen. Sie müssen den Trend zur Höherqualifizierung der regionalen Beschäftigungsstruktur unterstützen, die Qualifizierung der Arbeitslosen für den 1. Arbeitsmarkt mit Beschäftigungsmaßnahmen verzahnen sowie das Angebot zukunftsbezogener Qualifikationen steigern. 

10. Die Entwicklung von Ausbildungsmodulen für einfachere und darauf aufbauende Tätigkeiten mit entsprechenden Abschlüssen wird unterstützt. Hierzu ist eine gemeinsame Strategie von Kammern, Arbeitsverwaltung und Bildungsträgern erforderlich. In diesem Zusammenhang tritt der Kreis als Moderator auf, unterstützt den Aufbau von Verbünden und gibt Anstöße für neue Wege in der Aus- und Weiterbildung. Die Arbeit der Kreisvolkshochschule, in Kooperation mit den Einrichtungen in den Städten und Gemeinden, ist für die Koalition ein unverzichtbarer Bestandteil der Aus- und Fortbildungsarbeit auf schulischem, gesundheitlichem, sportlichem, beruflichem und politischen Sektor.

11. Da Weiterbildung ein wesentlicher Bestandteil des Arbeitslebens ist, will die Koalition eine verstärkte Konzentration der Arbeit der Kreis-VHS auf die Schwerpunkte „Berufliche Bildung“, „Nachholung von Schulabschlüssen“, „Deutsch als Fremdsprache“, EDV-, Fremdsprachen- und weitere berufsqualifizierende Kurse, die weiter bedarfsgerecht erhalten und weiterentwickelt werden sollen. Der Finanzierungszuschuss der KVHS bleibt zur Gewährleistung dieser wichtigen Aufgaben auf dem vereinbarten Maß gesichert.

12. Der Kreis fördert die Erarbeitung eines regionalen Weiterbildungskonzepts, das die Transparenz der Angebote in der Region herstellt, Angebotslücken schließt, die Motivation und Beratung benachteiligter Gruppen sichert, die Kooperation der Weiterbildungsträger verbessert und die Qualität der Angebote gewährleistet.

13. Die Qualifizierungsoffensive des Kreises mit ausgewählten Betrieben soll für eine zukunftsorientierte Personalentwicklungs- und Weiterbildungsplanung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sensibilisieren. 

14. Die Koalition unterstützt weiterhin das Engagement der Wirtschaftsförderung des Kreises für den Automotivcluster Rhein-Main-Neckar als ein modellhaftes Beispiel der Bildung von Netzwerken zur Aktivierung und Stärkung regionaler Vorzüge.

15. Der Kreis führt regelmäßig Arbeitsmarktkonferenzen durch, auf denen das Know-how in der Region präsentiert und der Dialog zwischen Betrieben, Wissenschaft, Politik und Bevölkerung gefördert wird.

16. In Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt und der ARGE soll in den Schulen frühzeitig ein Beratungssystem über zukunftsträchtige Ausbildungsgänge informieren und Einblicke in den betrieblichen Alltag ermöglichen. Darüber hinaus regt die Koalition die Fortführung regelmäßiger Jobbörsen an.

17. Die Koalition fördert modellartig und zeitlich befristet zukunftsweisende Beschäftigungsprojekte, die neue Erwerbsmöglichkeiten erschließen sollen.

18. Wir fordern, dass die Kompetenzen des Kreises als Geschäftsführung in der neuen Arbeitsgemeinschaft mit der Bundesagentur für Arbeit deutlich erweitert werden, damit das erfolgreiche „Vermitteln statt Verwalten“ auf dem regionalen Arbeitsmarkt besser erfolgen kann. Die dezentrale Organisation der ARGE wollen wir weiter erhalten.

C. Sicherung von sozialer Verantwortung und Teilhabe

1. Wir wollen die gesellschaftliche Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger im Kreis Groß-Gerau unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Lebenssituation sichern und eine aktivierende Hilfe für diejenigen bieten, die aufgrund ihrer persönlichen Situation Unterstützung brauchen.

2. Leitziele der Sozialpolitik der Koalition sind die Förderung der Selbstbestimmung, eine aktivierende Hilfe zur Selbsthilfe und zu weitest möglicher Selbständigkeit, die gesellschaftliche Integration Benachteiligter, die Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements und der Erhalt und die bedarfsgerechte Fortentwicklung eines abgestimmten und koordinierten Angebotes an Beratung und Hilfe im Kreis Groß-Gerau. 

3. Die Koalition wird das Netz an sozialen Beratungsangeboten weiter, auch bei höherem Finanzdruck, erhalten und bedarfsgerecht weiterentwickeln. Die dezentrale Beratungslandschaft ist für uns ein wichtiger Pfeiler für den Erhalt und die Entwicklung von funktionierenden sozialen Netzen und nachbarschaftlicher Unterstützung vor Ort. Deshalb wird in der kommenden Legislatur das Budget soziale Dienste unverändert beibehalten.

4. Die sozialen Einrichtungen im Kreis Groß-Gerau und in seinen Kommunen im Bereich der Altenhilfe, der Jugendhilfe, der psychosozialen Versorgung und der Behindertenhilfe stellen ein leistungsstarkes Netz der Sozialen Dienste dar. Dieses Netz kann aufgrund der finanziellen Spielräume nicht beliebig erweitert werden. Aber durch gute Kooperation und ein abgestimmtes sowie arbeitsteiliges Handeln soll die Leistungsfähigkeit dieses Netzes erhalten und verbessert werden.

5. Die Zielsetzung einer aktivierenden, integrierenden Hilfe zur Selbsthilfe und einer optimalen Nutzung vorhandener Ressourcen sollte sich auch in der Förderung entsprechender Eigeninitiativen in der Gesellschaft niederschlagen. Entsprechende Beispiele wie Generationenhilfe und Freiwilligen-Zentrum, Psychosoziale Arbeitsgruppe, Beratungsstellen und Selbsthilfevereine, Sport- und Musikvereine zeigen, dass in diesem Bereich viel stilles, aber sehr wertvolles Engagement in der Gesellschaft besteht. Diese Initiativen sollen die Unterstützung der Koalition im Rahmen der Möglichkeiten und Erfordernisse erhalten.

6. Die Koalition setzt sich für die stärkere, ortsnahe Beteiligung älterer Menschen an den Entscheidungsprozessen auf kommunaler Ebene in den Städten und Gemeinden durch die vermehrte Einrichtung von Seniorenbeiräten ein. Der Kreis wird dieses Engagement der Kommunen durch seine Altenhilfeplanung und -beratung weiter unterstützen.

7. Die Koalition will alle älteren Menschen einladen, ihre politischen und gesellschaftlichen Erfahrungen einzubringen. Es geht uns in der Seniorenpolitik um eine Brückenfunktion zwischen den Generationen, insbesondere um die Unterstützung der Zusammenarbeit, um die Darstellung gemeinsamer Interessen und Bedürfnisse, um Problemlösungen, die von allen Generationen akzeptiert werden können. 

8. Die Koalition will eine soziale Infrastruktur, die ein selbstbestimmtes Leben im Alter ermöglicht. Wir unterstützen dabei auch die vielfältigen Bemühungen der Städte und Gemeinden um Angebote für Kontakt, Aktivität und generationenübergreifendes Wohnen, für Geselligkeit und Unterstützung von Seniorinnen und Senioren. Diese weiterzuentwickeln und den Dialog zwischen den Generationen zu fördern, ist Ziel unserer Politik. 

9. Menschen mit Behinderungen sind Teil unserer Gesellschaft. Sie haben Anspruch auf Förderung und Unterstützung in jungen Lebensjahren wie im Älterwerden, auf eine weit mögliche Selbstbestimmung im Leben und Arbeiten. Unter dieser Zielsetzung will die Koalition, dass im Kreis Groß-Gerau gemeinsam mit allen Verbänden der Behindertenhilfe, dem Landeswohlfahrtsverband und den Kommunen ein umfassendes Netz an Hilfen und Diensten erhalten wird.

10. Die Koalition wird sich für die Realisierung von Wohn- und Beschäftigungsprojekten für Behinderte in enger Kooperation mit den Sozialverbänden im Rahmen einer bedarfsgerechten Weiterentwicklung der vorhandenen Strukturen einsetzen.

11. Die Koalition bekennt sich zum Integrationsleitbild des Kreises Groß-Gerau. Wir wollen die gemeinsam im Kreistag entwickelten Leitziele auswerten und Schlussfolgerungen dezernatsübergreifend in die Kreispolitik, insbesondere im Bereich Bildung, Soziales, Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung, einbeziehen. Das Büro des Ausländerbeauftragten soll in ein Büro für Integration umgewandelt werden.

12. Die Koalition steht für den Erhalt des Kreiskrankenhauses Groß-Gerau und seines Angebotes der allgemeinen Gesundheitsvorsorge und wird weiter Wege suchen und beschreiten, die im Interesse der Patienten Synergieeffekte nutzen und das Kreiskrankenhaus weiter gut positionieren. Eine vollständige Privatisierung des Kreiskrankenhauses schließen wir bei anstehenden Organisationsveränderungen definitiv aus.

13. Der demografische Wandel stellt die öffentliche Daseinsvorsorge im Kreis wie in den Städten und Gemeinden vor neue Herausforderungen und Anpassungserfordernisse, auch wenn in unserer Region die Veränderungen erst mit Verzögerung eintreten werden. Die Koalition wird die Thematik aufgreifen und einen gemeinsamen Demografie-Check des Kreises und der Städte und Gemeinden anregen, in dem auf Grundlage der Bevölkerungsprognosen des statistischen Landesamtes und lokaler Entwicklungen Veränderungsbedarf und mögliche Handlungsempfehlungen beraten werden sollen.

D. Regionale Stärke, bürgernahe Verwaltung, solide Finanzen

1. Die Koalition will die Stärke der Großregion Rhein-Main-Neckar optimal nutzen, die eigene Position des Kreises Groß-Gerau weiterentwickeln und sich konstruktiv in die jeweiligen Kooperationen in Rhein-Main und Starkenburg einbringen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main. Wir wollen auf die Bildung einer Großregion Rhein-Main-Neckar als Kommunikationsebene hinwirken, deren Weiterentwicklung zu einer Kooperationsebene langfristig angestrebt werden soll.

2. Die Koalition wird nach intensiver Auswertung der bisherigen Aktivitäten im Bereich Region Starkenburg noch vor der Sommerpause eine gemeinsame Position zu den neuerlichen Überlegungen Technologieregion Rhein-Main-Neckar erarbeiten. Bis zum Abschluss dieser Evaluation und Zielbestimmung wird seitens des Kreises und seiner Vertreter aus den Reihen der Koalition organisatorische Veränderungen in der Starkenburg nicht befürwortet.

3. Die Koalition will sich aktiv in die Diskussion verbesserter regionaler Organisationsstrukturen einbringen. Dabei sind die „Verfasstheit“ und die Organisation in der Region so zu regeln, dass die Entscheidungswege kurz, die Außendarstellung einheitlich und die Verwaltung straff und hocheffizient werden. Dies erfordert maßgeschneiderte Lösungen. Eine schematische Betrachtung, wie z.B. „je weniger Ebenen, desto besser“, leistet dies nicht. Bei der regionalen „Verfasstheit“ plädieren wir als eine nahe liegende Lösung für eine Erweiterung und Weiterentwicklung des Planungsverbands analog dem Verband Region Rhein-Neckar für die Gesamtregion Frankfurt/Rhein-Main, mindestens jedoch für den Regierungsbezirk Darmstadt, und die Übernahme von Regionalplanung, Landschaftsplanung, Wirtschaftsförderung, Standortmarketing, Regionalpark, Verkehrsmanagement, Tourismusmanagement, Kultur- und Sportförderung, jeweils mit regionalem Bezug. 

4. Zwangsverbände auf Grundlage des Ballungsraumgesetzes lehnen wir als kontraproduktiven Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung und Affront gegen die bestehende Kooperationsbereitschaft auf freiwilliger Basis ab. Auch das Modell der Regionalstadt Frankfurt ist nicht zukunftsweisend, da es für die verbleibenden Restkreise unlösbare Probleme schafft und somit kein Modell für die Region darstellt. 
5. Die geographische Lage des Kreises und seine Verflechtungen in die Wirtschaftsräume Rhein-Main, Rhein-Neckar und Starkenburg begründen seine besondere Chance: Durch Kooperation in unterschiedlichsten Problemstellungen und Projekten (Verkehr, Abfallwirtschaft, Energie, Landschaftsplanung, Aus- und Fortbildung, Sport und Freizeit, Kultur...) und Koordination von Maßnahmen werden zukunftsfähige Arbeitsplätze erhalten und geschaffen, die Wettbewerbsfähigkeit gestärkt sowie soziale und ökologische Stabilität gewährleistet. Der Kreis arbeitet aufgabenbezogen auf freiwilliger Basis mit den verschiedenen Gebietskörperschaften und Institutionen kreis- und länderübergreifend zusammen.

6. Die Koalition will eine moderne, bürgernahe und effiziente Verwaltung: Den erfolgreichen Weg der zügigeren Antrags- und Genehmigungsverfahren und der schnelleren, gezielteren und einfacheren Informations- und Auskunftsmöglichkeiten wollen wir fortsetzen. Mit der begonnenen Umstellung des Haushalts- und Kassenwesens auf die kaufmännische Buchführung, die 2007 abgeschlossen sein wird, und zunehmenden Online-Dienstleistungsangeboten („E-Government“) wird dieser Prozess in den kommenden Jahren kontinuierlich fortgeführt. 

7. Die Verwaltung ist Partner der Bürger. Ihre Effizienz soll durch die Nutzung moderner EDV-Systeme und Telekommunikationseinrichtungen weiter erhöht werden. Die Koalition will in den nächsten Jahren Möglichkeiten schaffen, damit die Bürger immer mehr Angelegenheiten von zu Hause aus oder in den örtlichen Gemeindeverwaltungen erledigen können.

8. Ein wichtiges erreichbares Ziel und Ergebnis ist die Schaffung eines unkomplizierten, vertrauensvollen Umganges zwischen Verwaltung und Bürgern. Wir unterstützen die Leitlinien und Entwicklungsprozesse der Kreisverwaltung hin zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen mit bedarfs- und leistungsgerechter Abwicklung der gestellten Aufgaben, bürgerorientiertem Service, effizientem Mitteleinsatz und motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

9. Um die finanzielle Flexibilität der Kreispolitik wieder zu erreichen, wird der Haushaltskonsolidierung hohe Priorität eingeräumt. Hierzu haben alle Bereiche der Verwaltungen und der Kreistag beizutragen. Die Koalition wird dieser Verantwortung gerecht und wird ein Konsolidierungskonzept erarbeiten, das in die Beratung des Haushaltes 2007 eingebracht wird. Erklärtes Ziel ist es, die Kostenentwicklung im Rahmen der in unserer Hand liegenden Möglichkeiten zu bremsen und perspektivisch wieder ausgeglichene Haushaltspläne zu schaffen.

10. Die Koalition steht zu den Investitionskosten für die Schulmodernisierung im Kreis Groß-Gerau und die damit verbundenen Kreditaufnahmen, denn ausbleibende Modernisierungen von heute sind die verdeckten Schulden von morgen. Einen Investitionsstau gerade in diesem wichtigen Zukunftsbereich Bildung können und wollen wir uns nicht leisten. Auch bei der Schulsozialarbeit, der Förderung von sozialen Hilfen und dem Ehrenamt haben wir in den letzten Jahren viel für den gesellschaftlichen Zusammenhalt geleistet. Unter den schwierigeren finanziellen Bedingungen ist und bleibt es eine der Herausforderungen der Zeit, das Erreichte zu bewahren und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 

11. Der vorhandene Immobilienbestand wird auf die Notwendigkeit des Kreiseigentums überprüft. Wenn sich durch den Verkauf von nicht benötigten Liegenschaften finanzielle Spielräume erschließen, werden diese Mittel in das Schulinvestitionsprogramm eingebracht.

12. Wir haben für diese Schwerpunktsetzung in den vergangenen Jahren in vielen Feldern erhebliche Effizienzverbesserungen und Einsparbemühungen unternommen. Und wir werden weiterhin in allen Bereichen genau hinsehen, ob und wie welche Aufgaben wahrgenommen werden können.

13. Die Koalition wird auch weiterhin im Interesse der Städte und Gemeinden im Kreis eine Erhöhung der Kreisumlage aus eigener Entscheidung heraus ausschließen, da dies lediglich eine Verschiebung der kommunalen Finanzprobleme darstellen würde. 

E. Erhaltung & Förderung von Ehrenamt, Lebensqualität und Nachhaltigkeit

1. Wir werden – in Zusammenarbeit mit der KVHS und anderen - weiter gezielte und kostenfreie Fortbildungsangebote und Projekte zur Unterstützung und Förderung der ehrenamtlich Aktiven bieten. Unsere Initiative zur „Ehrenamtscard“ werden wir in der kommenden Legislatur weiter ausbauen und diese in Zusammenarbeit mit den Städten und Gemeinden sowie weiteren Partnern attraktiver gestalten. Darüber hinaus wollen wir die Institution der/des Ehrenamtsbeauftragten weiterentwickeln zu einer „Freiwilligenagentur“ als Anlauf- und Lotsenstelle für bürgerschaftlich Engagierte.

2. Wir wollen das Schloss Dornberg nach seiner Renovierung nicht nur zu einem attraktiven Ort der Fortbildung machen, wenn die Kreisvolkshochschule dort ihren Sitz erhält. Es soll ein guter Rahmen für Kulturveranstaltungen werden und ein Ort der Begegnung für Vereine und Verbände sein, denen die Räume offen stehen.

3. Wir setzen uns für die kulturelle Vielfalt im Kreis ein und wollen den Kulturrahmenplan des Kreises – gemeinsam mit den Städten und Gemeinden – fortschreiben. Die Auslobung eines Kulturpreises für den Kreis Groß-Gerau zur Anerkennung der Kunstschaffenden aus unserem Kreis wollen wir initiieren. Die Aktivitäten des Kreises sowie der Aktion Kultursommer Südhessen und der Kulturregion Rhein-Main wollen wir noch besser miteinander vernetzen und bewerben.

4. Den durch Bewegungsmangel drohenden gesundheitlichen Problemen bei Kindern und Jugendlichen soll durch mehr Sport vorgebeugt werden. Deshalb wollen wir zum einen eine Initiative starten, durch die Kindergärten und vor allem Schulhöfe noch bewegungsfreundlicher werden. Zum anderen unterstützen wir auch weiterhin unsere Sportvereine im Kreis durch die Möglichkeit der kostenfreien Nutzung der kreiseigenen Sporthallen. Trotz der schwierigen Haushaltslage wollen wir hier keine Einschnitte, denn das hieße am falschen Ende zu sparen.

5. Die Entwicklung einer menschenfreundlichen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft muss einhergehen mit einer sinnvollen ökologischen Entwicklung der vielfältigen Naturräume im Kreisgebiet. Natur- und Umweltschutz sind Partner und prägen die weichen Standortfaktoren und Standortvorteile. Die vielfältigen Angebote in den Bereichen Kultur, Freizeit, Naherholung uns Umwelterziehung sollen koordiniert und für einen sanften Tourismus genutzt werden.

6. Wir unterstützen gerade auch im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes das ehrenamtliche Engagement. Deshalb fördern wir – im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten - die Arbeit von Vereinen und Stiftungen, die sich für die Natur und den Erhalt unserer Umwelt einsetzen. Gerade im Bereich des Kühkopfs, der Rheinauen und des Mönchbruchs haben sich dazu wertvolle Initiativen gebildet, die den amtlichen Naturschutz sinnvoll ergänzen und durch ihre Zusammenführung von Naturerlebnis, Naturschutz und Kultur viel für die Lebensqualität im Kreis beitragen.

7. Die Koalition will eine Tourismusförderung und -werbung, die die Vorzüge unseres Kreises in der Gesamtregion Rhein-Main-Neckar in einem Gesamtkonzept einbindet. Für die touristischen Ziele unseres Kreises und seine besonderen Anlaufpunkte wollen wir intensiver werben. Außerdem wollen wir eine stärkere Vernetzung des Regionalparks Rhein-Main und des Unesco-Geoparks. Dazu bringt der Kreis seine Aktivitäten für den „sanften Tourismus“ noch stärker in die regionale Zusammenarbeit in Rhein-Main und Starkenburg ein.

8. Wir unterstützen, dass die hochwertigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse aus der Region weiter im Rahmen der Direktvermarktung oder über den Lebensmitteleinzelhandel in der Region ihren Absatz finden. 

9. Die verkehrsgünstige Lage des Kreises Groß-Gerau bringt es zwangsläufig mit sich, dass erheblicher Verkehrslärm insbesondere an den Ortsdurchfahrten die Bürgerinnen und Bürger belastet. Die Koalition engagiert sich nachdrücklich für den Schutz der Bevölkerung gegen die Belastungen des zunehmenden Verkehrs. Deshalb setzen wir uns mit Nachdruck gemeinsam weiter für die Ortsumgehungen der B 44 für Klein-Rohrheim, Dornheim und Mörfelden ein. Wir unterstützen die Bemühungen der Stadt Groß-Gerau, für den Stadtteil Berkach eine geeignete Entlastung der Ortsdurchgangsstraße zu erreichen.

10. Die Koalition unterstützt den Ausbau der Infrastruktur im Landkreis Groß-Gerau, da hierdurch Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert werden können. Hierzu gehören u.a. die ICE-Trasse Frankfurt-Mannheim und der Autobahnausbau der A 3-A 67-A60. Der Kreis wird außerdem, soweit es seinem Einfluß unterliegt, die Einrichtung von Kreiseln an geeigneten Kreuzungen im Landkreis unterstützen.

11. Im öffentlichen Personennahverkehr und insbesondere im Busverkehr hat in den letzten 10 Jahren ein Qualitätssprung stattgefunden. Die deutlich gestiegenen Fahrgastzahlen und Fahrgeldeinnahmen zeigen, dass die mit erheblichem Mitteleinsatz von Kreis und Kommunen realisierten Verbesserungen von der Bevölkerung angenommen werden. Diesen erreichten hohen Standard gilt es auch angesichts der Bevölkerungsentwicklung und wandelnden Nutzerverhalten bedarfsgerecht zu erhalten. An die Bundesregierung appellieren wir, die Finanzierungsmittel für Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen, insbesondere für den ÖPNV, nicht zu kürzen. Die Koalition verpflichtet sich ihrerseits das Budget zur Finanzierung des ÖPNV (einschließlich S-Bahn) in bisheriger Höhe beizubehalten.

12. Wir wollen die Verkehrsanbindung des Kreises in allen Richtungen verbessern. Deshalb muss die Riedbahn zu einer echten S-Bahn bis nach Biblis ausgebaut werden, um einen besseren Anschluss an den VRN zu erreichen. Auch die Weiterführung der S-Bahn in Norden als Nordmainische S-Bahn muss realisiert werden. Dazu fordern wir als Kreis auch weiterhin, die Bahnstrecke durch den Bau einer neuen Trasse vom Schnell- und Güterverkehr zu entlasten. In Richtung Darmstadt und in Richtung Mainz ist eine bessere Verbindung über den Busverkehr anzustreben.

13. Der Kreis Groß-Gerau bietet ideale Voraussetzungen für die Nutzung des Fahrrads nicht nur im Freizeit-, sondern auch im Alltagsverkehr. Um die in diesem Bereich bestehenden erheblichen Potenziale zur Einsparung von PKW-Fahrten zu erschließen, wollen wir zusammen mit Gemeinden, Schulen und Betrieben durch verbesserte Infrastruktur und Informationen Anreize für eine bewusstere Verkehrsmittelwahl schaffen.

14. Hoher Energieverbrauch ist nicht nur ein Kostenfaktor, sondern auch mit Belastungen des Klimas verbunden. Deshalb setzt der Kreis Groß-Gerau schon seit Jahren auf energiesparende Bauweise und Heizungstechnik. Wir haben bei dem umfangreichen Schulsanierungsprogramm des Kreises bereits auf Ressourcen sparende Technik gesetzt und wollen auch für die Zukunft die Chancen des Einsatzes von erneuerbaren Energien und modernster Technik wie Solarwärme und Photovoltaik nutzen. Auch in weiteren kreiseigenen Liegenschaften wollen wir die Energieeffizienz weiter steigern und so die Senkung des Energieverbrauchs fördern.

15. Die bereits sehr erfolgreich begonnene Umwandlung des Geländes des ehemaligen Kompostwerkes in Bischofsheim in ein Kompetenzzentrum für erneuerbare Energien ist konsequent fortzusetzen. Zur Förderung einer nachhaltigen Energieversorgung und Ergänzung der vorhandenen Produktpalette Solarenergiemodule, Holzpellets, Erdwärme und Biodiesel sind weitere Unternehmen anzusiedeln. 

16. Der Kreis Groß-Gerau setzt bei der Abfallentsorgung und –verwertung auf die Zusammenarbeit in der Region und hat langfristige Verträge zur Sicherung der Abfallentsorgung mit gesicherten Preisen für den Kreis Groß-Gerau geschlossen. Ziel der Koalition ist es, die Chancen der Abfallverwertung und die damit verbundene technologische Innovation für die weitere Ansiedlung von Firmen im Bereich des Abfallwirtschaftszentrums Büttelborn zu nutzen und das damit verbundene Gewerbe zu fördern, um so auch zukunftsträchtige Arbeitsplätze zu schaffen. Weitere Synergieeffekte, z.B. durch die Anregung einer kreisweit gemeinsamen Einsammlung des Mülls in Zusammenarbeit mit den Städten und Gemeinden oder den Modellversuch des Landes zur Zusammenführung der gelben und schwarzen Tonne, wollen wir anstoßen.

17. Die Koalition will sich weiter für eine wettbewerbs- und leistungsfähige Organisation der allgemeinen Daseinsvorsorge im Kreis Groß-Gerau einsetzen und wird deshalb das Leistungsangebot der Riedwerke weiter effizient und im Interesse der Bürgerinnen und Bürger erhalten und weiterentwickeln.

18. Da der Landkreis von vielfältigen Gefahren (Hochwasser, Verkehrs- und Chemieunfällen) heimgesucht werden kann, wird die Beschaffungsliste für den Katastrophenschutz im vorgesehenen Zeitrahmen umgesetzt.

F. Sonstige Vereinbarungen und Personelles

1. Die Koalitionspartner bilden eine Koalitionskommission, in der die SPD mit 3, die FDP und die FWG mit je 2 Abgeordneten sowie die beiden hauptamtlichen Wahlbeamten vertreten sind. Diese Koalitionskommission trifft sich regelmäßig zur Beratung und Abstimmung der gemeinsamen Initiativen und anstehenden Entscheidungen sowie zur Koordinierung der öffentlichen Darstellung der Koalition.

2. Die Koalitionspartner vereinbaren, bei Abstimmungen im Kreistag einstimmig zu votieren und in der einzusetzenden Koalitionskommission zuvor ein einvernehmliches Abstimmungsverhalten herzustellen. Die Koalitionspartner bringen Anträge in den Kreistag nur gemeinsam ein.

3. Ausgenommen von dem zuvor genannten Einstimmigkeitsprinzip ist die Thematik des Flughafenausbaus, die nicht Gegenstand der Koalitionsvereinbarung ist. Die Koalitionspartner werden in den Fragen, die den Ausbau des Flughafens betreffen, die Abstimmungen freigeben. Davon ausgenommen ist die Schlussabstimmung über den Haushalt des Kreises, bei der die Koalition geschlossen abstimmen wird.

4. Die Beschlussfassung sämtlicher in der Wahlzeit anstehenden Haushalts- und Wirtschaftspläne wird sichergestellt. Diese müssen die vereinbarten Sach-, Struktur- und Personalfragen absichern und sind im Vorfeld zwischen den Koalitionspartnern auszuhandeln. Die Koalitionskommission wird zur Erreichung ihrer finanziellen Ziele laufende Überprüfungen finanzabhängiger Vorhaben durchführen.

5. Die Koalitionspartner treten bei der Einsetzung von Gremien mit einer gemeinsamen Liste bzw. einem gemeinsamen Wahlvorschlag an. Bei der Listenreihenfolge wird Einvernehmen hergestellt. Einvernehmen zwischen den Koalitionspartnern wird auch hergestellt bei der Besetzung von Positionen, für die der Kreis ein Vorschlagsrecht hat.

6. Die Koalition wird mit ihren Vertretern in allen vom Kreistag entsendeten Gremien im Sinne der Kreistagsbeschlüsse bzw. dem vorher in der Koalition vereinbarten Abstimmungsverhalten votieren. 

7. Die Koalition wählt nach Ablauf der Amtszeit den hauptamtlichen ersten Kreisbeigeordneten mit Vorschlagsrecht der SPD. 

8. Die FWG und die FDP erhalten durch Listenverbindung mit der SPD jeweils 1 ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten im Kreisausschuss. Eine Dezernatszuweisung ist nicht vorgesehen. 

9. Die Koalition regt die Bildung von 5 Kreistagsausschüssen mit je 13 Mitgliedern an, über deren Zuschnitt interfraktionell im Ältestenrat eine Einigung herbeigeführt werden soll.
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